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AB 1 und 2: Republik Südsudan – Lehrerhandreichung



	Einsatz im Unterricht

Beide Arbeitsblätter sind grundsätzlich für den Einsatz in Sek. 1 und 2 geeignet. Hier wird vorgeschlagen, dass 
die in Hinblick auf die Erarbeitung einfachere Karte 1 (Wirtschaft) in der Sek. 1 erarbeitet wird. Allerdings ist die Aufgabe 1 zu Karte 2 so gestellt, dass bei Bedarf auch Landschaft und Landwirtschaft (Teilaufgaben a, b, ggf. auch c und d – je nach Leistungsstand) in dieser Altersstufe erarbeitet werden können. Entsprechend müssen die Karten in der Sek. 2 nicht unbedingt aufeinander aufbauend bearbeitet werden, sondern können z. B. in arbeitsteiliger Gruppenarbeit erschlossen werden.

Die Differenzierung zwischen Sek. 1 und Sek. 2 ergibt sich durch das zu erwartende vertiefte Verständnis in den Aufgaben zu Karte 1 (AB 1) und Aufgabe 1, sowie durch die weiterführenden Aufgaben 2 bis 4.

Da die Möglichkeit eines selbstständigen Arbeitens gegeben sein soll sind die Arbeitsaufträge offen formuliert und eignen sich für arbeitsgleiche wie auch arbeitsteilige Gruppenarbeit. Zugleich sind die Aufgaben gestuft, damit die Schritte (Arbeit an den Karten, Recherche, Vergleich, Stellungnahme) auch in Einzelschritten in einem Lehrgang durchgearbeitet werden können. 

Für die Sek. 2 könnte bei einer arbeitsteiligen Gruppenarbeit von den Unterpunkten in Aufgabe 2 ausgegangen werden. Damit orientiert sich jede der Gruppen an einem gewählten Arbeitsschwerpunkt und bearbeitet auch selbstständig die übrigen Aufgaben 1, 3 und 4. Es dürfte dabei durchaus interessant sein, ob und in welcher Hinsicht die Ergebnisse zu 3 und 4 auf Grund der unterschiedlichen Themenschwerpunkte differieren.

Je nach vorhandener Zeit können die zu erwartenden Ergebnisse von unterschiedlicher Durchdringung und Qualität sein. Wird die Form einer arbeitsteiligen Gruppenarbeit gewählt, muss man von einem etwas größeren Zeitrahmen ausgehen, da die selbstständige Arbeit und ein angemessener Vortrag der Ergebnisse, sowie die abschließende Aussprache und Zusammenführung einberechnet werden müssen.

Um den Gruppen die Arbeit etwas zu erleichtern, sind die angegebenen Internetadresse thematisch den Unterthemen in Aufgabe 2 zugeordnet. Dies bedeutet, dass die einzelnen Gruppen sich anfangs die grundlegenden Informationen ansehen können, um sich dann ihren Schwerpunkten zuzuwenden. Da viele Quellen zu verschiedenen Aspekten Auskunft geben und die Schüler sich die Arbeit der Recherche teilen können, wurden Internetadressen in drei Großgruppen (Grundlegende Informationen, Konfliktpotentiale, Hilfe (NGO’s, UN, AU) zusammengefasst. Innerhalb dieser Gruppen befinden sich diejenigen Adressen an den ersten Stellen, die als besonders wichtig betrachtet werden.

Die Bearbeitung der Karten und des zugeordneten Arbeitsblattes legt Grundlagen für eine mögliche Konfliktanalyse wie sie in Politik oder ähnlichen gesellschaftswissenschaftlichen Fächern erarbeitet wird. Eine Zusammenarbeit wäre – auch in Hinblick – eines umfangreicheren Zeitbudgets erstrebenswert. Entsprechend können die Lösungskorridore besonders zu den weiterführenden Aufgaben 3 und 4 in ihrer Breite sehr differieren. Folgende Aspekte könnten dabei angesprochen werden:
1) Konfliktparteien/Konflikte

Sudanesische Regierung, Regierung der Republik Südsudan, ehemalige Milizen, im Sudan u. a., die so genannten Janjaweed-Milizen und Rebellengruppen im Darfur-Gebiet. Alle Milizen und Rebellengruppen, auch die von der Regierung des Sudan unterstützten Milizen begingen und begehen schwere Menschenrechtsverletzungen: Massenexekutionen, Massenvergewaltigungen, Vertreibungen und Verhinderung der Rückkehr der Flüchtlinge, sowie Be- und Verhinderung humanitärer Hilfe. Auf einer zweiten Ebene gibt es Rivalitäten zwischen verschiedenen Stämmen und Volksgruppen - auch auf Grund knapper Ressourcen und unterschiedlicher Lebensweise (Nomaden, Bauern). Hinzu kommen Konflikte zwischen den Glaubengemeinschaften.
2) Geschichtliche und ideologische Aspekte von Konflikten

Die Ursachen reichen bis in die Kolonialzeit zurück. Die Briten gliederten den nördlichen Teil des heutigen Sudan während des Ersten Weltkrieges in ihr Gebiet, den Süden des Sudan (Republik Südsudan), ein. Damit kamen arabische Volksgruppen mit afrikanischen Stämmen, Muslime, Christen und Animisten in ein Staatsgebiet, in dem sie vielfach neben religiös-ideologischen Differenzen auch in Konkurrenz miteinander um knappe Ressourcen, wie Wasser und fruchtbares Weide- bzw. Ackerland stehen. Diese Konkurrenz wird durch die verschiedenartige Lebensweise verstärkt: arabischstämmige Nomaden und afrikanische sesshafte Bauern. Daneben zeigen sich seit der Militarisierung der Auseinandersetzungen auch rassistische Züge vor allem durch die arabischen Janjaweed-Milizen, die brutal gegen die schwarzafrikanische Bevölkerung u. a. im Darfur vorgehen. Die islamistisch orientierte Regierung des Sudan rekrutiert sich, obwohl in der Bevölkerung eine Minderheit, aus Gebieten im Norden des Sudan. Mit Hilfe der Milizen spielt sie die verschiedenen arabischen und afrikanischen Bevölkerungsgruppen gegeneinander aus, um so ihre Macht zu sichern. Der bis 2005 offene Konflikt zwischen dem Norden und dem Süden des Sudan dauerte Jahrzehnte und ist (u. a. Erdölvorkommen) bis heute nicht wirklich beendet. 

3) Machtpolitische Aspekte

Im Zuge des Ausbaus ihrer Macht koppelte die sudanesische Regierung u. a. das Darfur-Gebiet von der Entwicklung des Landes  ab und schloss die dortigen Bürger zunehmend von politischen Einflussnahmemöglichkeiten aus. Als Rebellengruppen gegen die Regierung vorgingen, wandte diese sich mit eigenem Militär und mit von ihr unterstützten Milizen vor allem gegen die Zivilbevölkerung. Es wurde gezielt gemordet und vertrieben. Nach Schätzungen der Vereinten Nationen sind bisher allein in Darfur mehr als 300 000 Menschen ums Leben gekommen, 2 bis 2,5 Millionen sind dort auf der Flucht. Etwa 232 000 Menschen sind in das Nachbarland Tschad geflüchtet, etwa 48 000 weitere in die Zentralafrikanische Republik. Inwiefern ein Machtausgleich zwischen dem Sudan und der Republik Südsudan unter diesen Umständen erfolgen kann, ist noch offen.
4) Soziale Aspekte

Wegen dieser schwelenden und immer wieder aufbrechenden Konflikte, ist nicht nur die Republik Südsudan verarmt und bisher von der wirtschaftlichen Entwicklung abgekoppelt, es kommt zu Hungersnöten, medizinischer Unterversorgung und fehlenden Bildungs- und Ausbildungsmöglichkeiten. Verkehrswege sind in der Republik Südsudan fast nicht vorhanden. Eine eigenständige Wirtschaft in Eigenregie ist nicht vorhanden. Im Sudan sichert sich eine kleine Gruppe der Regierenden Macht und Einkünfte, indem sie bisher die Ausbeutung der Bodenschätze ausländischen Gesellschaften und Staaten wie China überlässt.

5) Reaktionen der Weltöffentlichkeit

Vor allem Hilfsorganisationen und Menschenrechtsorganisationen kritisierten die Uneinigkeit innerhalb des Sicherheitsrates der UNO, den späten und dazu sehr zögerlichen Einsatz von Friedenstruppen, sowie die geringe Bereitschaft zu humanitärer Hilfe durch staatliche Organisationen. Es sind besonders NGOs, die für medizinische Hilfe und für Lebensmittellieferungen sorgen, in den Flüchtlingslagern helfen, sowie auf die unhaltbare Situation der Zivilbevölkerung aufmerksam machen. Zwar fasste der UN-Sicherheitsrat wiederholt Resolutionen, doch kam die Hilfe nur zögerlich. Bis 2005 herrschte Uneinigkeit im Sicherheitsrat. China und Russland verhinderten ein entschiedeneres Vorgehen der Staatengemeinschaft. Es wird angenommen, dass hinter der Haltung der beiden Länder wirtschaftliche Interessen standen (Öl-Konzessionen im Sudan). Die EU und die USA unterstützten wenigstens finanziell und logistisch den Einsatz der zahlenmäßig unzureichenden afrikanischen Friedenstruppen. Mit der Resolution 1769 am 31. Juli 2007 wurde der hybride Einsatz von AU und UNO unter dem Titel UNAMID in Darfur als bis dato größte Friedensmission beschlossen. Eine Wendung schien die Entwicklung zu bekommen, als der Internationale Strafgerichtshof in Den Haag am 4. März 2009 einen Haftbefehl gegen den sudanesischen Präsidenten al-Baschir erließ. Allerdings reagierten die Staaten der AU bis auf den Tschad und Botswana ablehnend und setzen den Haftbefehl bei Reisen al-Bashirs in Afrika nicht um. Dies gilt in jüngster Zeit auch für China. Das seit 2005 bestehende Waffenembargo wird, trotz entsprechender Beschlüsse des UN-Sicherheitsrates, unterlaufen. Chinesische Waffenlieferungen gelangen in den Sudan und werden in Krisengebieten des Sudan von der Regierung eingesetzt. Seit der Unabhängigkeit der Republik Südsudan ist dort die internationale humanitäre Hilfe zügig angelaufen (vgl. http://www.goss.org/)

5) Welche Zukunftsaussichten zeichnen sich ab?

Abgesehen von den Hypotheken, die der Sudan und die Republik Südsudan als Ansammlung durch die Kolonialpolitik eher willkürlich zusammengefasster Stammesgebiete wie andere afrikanische Staaten auch, in sich trägt, zeigt sich die Handlungsunfähigkeit der Weltöffentlichkeit, wenn widerstreitende wirtschaftliche und machtpolitische Interessen, ein gemeinsames Handeln im Rahmen der UNO blockieren. Zwar wurde 2011 der Süden des Landes gemäß dem Friedensabkommen von 2005 unabhängig und zur Republik Südsudan, doch steht dahin wie es zu einer wirklichen Befriedung kommen kann, da es um die Verteilung des Reichtums aus den Einkünften der – vornehmlich im Süden des Sudan befindlichen – Ölquellen geht. Die weiterhin schwelenden Grenzstreitigkeiten sprechen eher gegen einen Ausgleich.

Ein weiterer Unsicherheitsfaktor ist die wirtschaftliche Lage beider Länder. Trotz des Ölreichtums und vieler anderer Bodenschätze gehören sie zu den ärmsten Ländern der Welt. Die humanitäre Hilfe staatlicher und nichtstaatlicher internationaler Organisationen wird benötigt, um Hunger, Armut, Krankheiten abzumildern und für eine bessere Bildung zu sorgen. Die Infrastruktur muss ausgebaut werden, um die Wirtschaft auf eigene Füße stellen zu können. Allerdings ist auch hier nur dann eine Lösung in Sicht, wenn die reicheren Staaten – und hierzu ist auch China zu rechnen – politisch umdenken: Noch heute werden beide Staaten und der größte Teil ihrer Bevölkerung nicht nur durch eine eigene politische Oberschicht ausgebeutet. So lange am Erdöl und an den Bodenschätzen interessierte Staaten lediglich ihre eigenen Vorteile sehen, ist eine durchgreifende Änderung der humanitären Situation nicht in Sicht. So lange aber auch wird keine politische Stabilität erreichbar sein. 
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